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416 ' Ungarn. .

Ungarn..

Gesetz vom 2. August 1941 über die Ergänzung und Abänderung des
GA. XXXI=.1894 über das Eherecht sowie über die im Zu$ammenhanQ

damit eriorderlichen Rassenschutzbestimmungen 1] .

Vorbemerkung‘.
Das Gesetz bezweckt,  das Menschenmaterial Ungarns, soweit dies beim

heutigen Stand des  öffentlichen Gesundheitswesehs und durch Mittel des Ehe-
rechtes möglich ist. zu verbessern. Bei der Eheschließung wird daher nunmehr
auch der Gesundheitszustand beachtet, was bisher vernachlässigt wurde. Zu diesem
Zwecke wird d i e  ob l iga to r i s che  ärztliche Untersuchung var  der Ehe ein-
geführt. Einwandfrei gesunden Eheschließenden werden — sofern sie darauf an-
gewiesen sind —— Ehes t andsda r l ehen  gewährt.  Das System der An-
fechtungs- und Scheidungsgründe wird den gesundheitlichen ‘Anfmde'rungen gemäß
ergänzt und als neues Ehehindernis die unerwünschte Ra  s s env  e rmi schun  g
mit Juden aufgestellt.

Die ä r z t l i che  Un t  e r s  uchun  9 hat zu verhindern. daß Schwindsüchtige
until Geschlechtskranke rnit Gesunden die Ehe eingehen und eheliche Nachkommen-
schaft erzeugen können. Der  Gesundheitszustand i s t  somit im Sinne des Gesetzes
eine wesentliche persönl iche Eigenschaft.  Wird hinsichtlich dieser  Eigenschaft e ine
Täuschung begangen, so  kann die Ehe auf Grund dieser Täuschung angefochten
werden. — Nerven le iden  und  Ge i s t e sk rankhe i t en .  deren Erb-
lichkeit beim heutigen Stand der Wissenschaft nicht einwandfrei festgestellt werden
kann, wurden in den Kreis der ärztl ichen Untersuchung vor der Ehe durch das
Gesetz n i ch t  einbezogen. Eine bei  der Eheschließung bereits bestehende un—
heilbate Geisteskrankheit kann jedoch nicht nur bei Täuschung. sondern auch als
Irrtum zur Scheidung führen. — Im Sinne des Ehegesetzes ist  eine Scheidung
wegen einer w äh r  e n d der  Ehe entstandenen Geisteskrankheit unzulässig,  denn
dies würde gegen den herrschenden Schuldgrundsatz verstoßen. Wird jedoch der
schuldige Ehegatte nach  der Verwirklichung eines Scheidungsgrundes geistes-
krank, so hindert dies im Sinne des neuen Gesetzes  die Scheidung nicht.

Bei der Aufstellung des neuen Ehehindernisses zur Vermeidung der un-
erwünschten Rassenverrnischung mit Juden war die Begriffsbestirnmung des 5 1 G.A.
IV:  1939, wer als Jude zu gelten habe.  unzu läng l i ch .  In eherechtliche'r Be-
ziehung gilt im Sinne des  neuen Gesetzes als Jude, von dessen Großeltern min-
destens zwei als Mitglieder der jüdischen Glaubensgemeinschäit geboren sind.
Mischlinge ersten Grades  gelten nur  a l s  Nichtiudén. wenn die Eltern bereits  be i

' der Eheschließung und der Mischung seit  der Geburt einer christlichen Glaubens-
gemeinschaft angehört haben. Diese Mischlinge gehören nämlich der Abstammung

1)  G.A. XV: 1941.
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Gesetzgebung und Staatsverträge. ‘ 411
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nach nur zur Hälfte dem Judentum an. ihre Lossagung vom Judentum ist genügend

erwiesen 2]. "
Zugunsten von Mischehen.„ ersten Grades, die vom 7. Lebensjahr an einer

christlichen Glaubensgemeinschaft angehört haben. können von den eherechtlichen
Härten des Gesetzes Ausnahmen gemacht werden. — Mischlinge ersten Grades '
können sich jedoch nur mit __réinrassigen Angehörigen einer christlichen Glaubens-
gemeinschaft verehelichen.

Diese Bestimmungen finden auf außereheliche Kinder entsprechende An-
wendung. '

Die mit diesen Verfügungen zusammenhängenden' strafrechtlichen Bestim-
mungen erstrecken sich auf die außerehelichen Geschlechtsbeziehungerr, damit das
Gesetz nicht umgangen werden kann. —- Außer den str a f r e c b t l i c h e n  Folgen

treten bei einer unter Mißachtung des Gesetzes geschlossenen Ehe sonstige Nach-
teile ein, indem die Kinder ohne Rücksicht auf Abkunft und konfessionelle Ver-
hältnisse als Juden gelten. Wer nach Inkrafttreten des Gesetzes zum Judentum
iibertritt und- als Jude mit einem Juden die Ehe schließt. mit dem er vor dem
Übertritt hätte keine Ehe eingehen können. gilt als Jude. auch wenn er später

neuerdings wieder Mitglied einer christlichen Glaubensgemeinschaft wird.
Durch G.A. XV: 41941 wurde das ungarische Ehegesetz (GA. XXX]: 1894) zum

erstenmal nach neuen Gesichtspunkten einer Prüfung unterzogen.
Die Rassenbestimmungen und die damit zusammenhängenden Maßnahmen des

Gesetzes (5? 7—10 und 14—16] wurden durch die Verordnungen Z 69 000, ?0  000
mid ?1000/1941 I..M bereits eingeführt. Hervorzuheben wäre aus diesen Durch-
führungsverordnungen der Umstand, daß der Ariernachweis auf die denkbar ein-
fachste Weise erfolgt. Nichtjuden unterfertigen unter Berufung auf diese Kenntnis
der strafrechtlichen Bestimmungen einen Vordruck, wonach nach ihrem besten
Wissen alle, bezw. mindestens drei Großeltern einer christlichen _Glaubensgemein-
schaft angehören. Bei Mischlingen und im Zweifelsfalle sind die christlichen Vor-
fahren mit einwandfreien Urkunden (Matrikelauszügen) nachzuweisen.

Landgerichtsrért Dr. v o n H e g e d it s. Budapest.

Text des Gesetzes.

[. Uber die vor der Eheschließung erforderliche ärztliche Untersuchung.

5 1. Ein Eheaufgebot bezw. Befreiung davon kann nur erfolgen, wenn beide
Eheschließenden durch ein nicht vor 30 Tagen 'erteiltes Zeugnis des nach dern
Wohnort zuständigen Arztes der Gemeinde bezw. des Munizipiums 3] nachweisen.
daß sie bei ihm erschienen sind. die Aufschlüsse zur Feststellung des Gesundheits-
zustandes erteilt und sich der Untersuchung unterzogen haben, ferner, daß bei dieser
weder anstebkende Lungenschwindsucht. noch eine ebensolche Geschlechtskrankheit
festgestellt wurde.

2] Die bisherige Judengesetzgebung in Ungarn umfaßt.
&) G. A. XXV: 1920 betr. Beschränkung der jüdischen Inscribenten an den

Hochschulen-
b) G. A. XV: 1938 zur Sicherung des Gleichgewichts im wirtschaftlichen

und gesellschaftlichen Leben (1. Judengesetz). vgl. Z. i. osteurop. R.,
5. Jg. (1938/39). S. 311 ff.;

c) G.A. IV; 1939 zur Beschränkung des Judentums im öffentlichen und
wirtschaftlichen Leben (II. Judengesetz). vgl. 2. f. osteurop. R.. 6. Jg.
(1939/40). S. 2?8 ff.

3) In Zukunft: der zuständige Arzt.
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